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Beschlussempfehlung

Der Antrag der Fraktion-wird in der geändeften Fassung als Antrag der Fraktionen von CDU,
SPD uhd BÜNDN|S go/DlE GRüNEN angenommen.

Datum des Originals: 29.1 1.201O/Ausgegeben: 29.11.2010

Die V€röffentlichungen de,s Landtags Nordrhein-We$lfaten sind einzeln gegen eine Schulzgebühr beim Archlv des
Landtags Nordrhein-Westfaten, 40002 Düsseldorf, Poctfach 10 11 43, Tdteion (0211) Aal --Z+gg, zu beztehen. Der
kostenfrele Abruf ist auch mogtich über das tntemet-Angeboi des La;dtads Nordrfieh-westfaten unrer
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Der Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion BüNDNIS 90/DlE GRüNEN ,,UN-Konvention zur Inklusion in der Schule umselzen", wurde vom Plenum am 15. Juli201d zur
Federfährung an den Ausschuss ftrr Schule und Weiterbildung überwiesen. Die Mitberatung
oblag dem Ausschuss fiir Arbeit, Gesundheit, soziales und lntägration.

Berlcht

A Allgemeines

Beratung

C Abstlmmung

Der federführende Ausschuss hat seine Beratungen am 6. Oktober 2010 und
3. November 2010 vor dem Hintergrund einer Erarbeitung eines gemeinsamen Antrags aller
Fraktionen ausgesetzt und sich auf eine letztmalige Befassung mit dem Anträg am
24. November 2O'lQ verständigt.

Der mitberatende Ausschuss ftir Arbeit, Gesundheit, Soziales und tntegration hat vor dem
Hintergrund eines gemeinsamen Antrags von der Abgabe eines votums ängesenen,

Zur abschließenden Beratung lagen im
Weiterbildung am 24. November2010 als
Fraktionen vor.

Anderunqsvofpchlao der F.raktion der FDp

federführenden Ausschuss für Schule und
Tischvorlage zwei Anderungsvorschläge der

,,u N- Ko nvention zur I n kl usion an nordrhein-wxtfäl ischen schulen umsetzen

Seit 2009 ist die UN-Konvention überdie Rechte von Menschen mit Behinderungen auch für
Deutschland veftindlich. AIle Bundesländer stehen vor der Aufgabe, ihre Schutgesetze
entsprechend der neuen gesetzlichen Grundlage weiter zu entwickeln und zu konhrelisieren.
Die UN-Konvention fordert - auch wenn dies in der deutschen übersetzung nicht
berücksichtigt wurde - ein "inclusive education system". Ein so/ches inklusives
Bildungssystem unterscheidet sich von einem integrativen Sysfem. Die integrative
P_ädagogik sfrebf die Eingliederung der Schlllertnnen uha Scntirci mit Behinderungen an.
Eine inklusive Plidagogik hingegen softieft erst gar nicht aus. Inktusion öedeufef, dass
Strukturen und Didaktik von vomherein auf die tlnterschiedlichkeit der Schüterinnen und
Schtiler und individuelles Fördem und Fordem ausgerichtet sind. Notwendig ist deshalb eine
Neuorientierung in der sonderpädagagischen Förderung, die die gegenwäftige integrative
Phase als Überyangsphase zu einem lnktusiven Bildungssystem des gemeinsämen Lämens
bis zum Ende der Pflichtschulzeit betrachtet.
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Menscften mit Behinderungen haben elnein Anspruch auf volle Teilhabe an der Gesellschafi.
Vorcussetzung und. Element dieser Teilhabe ist ihre lntegrction in das allgemeine
Schulwesen

Seit Jahzehnten setzen sich Eltem von Kndern mit Behinderungen nachdrücklich dafthr ein,
dass deren Zugehörigkeit zur Gesellschaft anefuannt und ihnen die volle Teilhabe am
Unterrtcft der allgemeinen Schule ermöglicht wird. Wr wollen, dass der unwüdige
Beftelgang der Eftem um einen lntegrationsplatz ein Ende hrat.

Deshatb brauchen Eltem ein grundsätzliches Wahlrecht des sonderpitdagogischen
Förderortes ftir ihr Knd.

Ein gemeinsamer Untenicht wirkt sich positiv auf die Leistungs- und lntelligenzentwicklung
der Schtlbrtnnen und Schüler mit sonderpädagogischem Füderbedarf aus und föHert die
sozialen Kompetenzen aller Schüleinnen und Schüler.

Es isf deshalb notwendig, die sonderpädagogische Förderung in der Schule im Sinne der
lnklusion so umzugestalten, dass alle Schlllerinnen und Schüler in den allgemeinen Schulen
optimal gefördert wetden können. Dabei muss srcheryestellt werden, dass bei der
sonderpädagogischen Förderung von Schtilerinnen und Schülem kein Qualitätsverlust
eintritt. Dtb Ressourcen und die Kompetenzen der Fachkräfte der Förderschulen mdissen
erhalten und weiterentwickelt und schrittweise in die allgemeinen Schulen überführt werden.
Stb sollen dabei Teil des Kollegiums serh.

Die allgemeine Schu/e isl der Regelfördercrt, Eltern können weiterhin ftir ihr Kind eine
Förderschule wählen. Eine Vemetzung mit den- lnklusions-Fachverbänden und
Elteminitiativen soll eine fachgercchte Eltemberatung gewähfleisten.

Ertorderlich ist dazu auch eine Fortbildungsoffensive in der Lehrerfortbildung: Alle Lehrkräfte
sollen Krtder und Jugendliche mit sehr unterschiedtichen Lemvoraussetzungen unterstützen
können, aber we'tterhin braucht es spezialisiefte Förderlehrkriäfte, die mit ihren besonderen
Kenntnissen die Lemprozesse yon Kndem und Jugendlichen mit Behinderungen begleiten
und andere Lehfträfte hierin anleiten. Schulpsychologen und Schulpsychologinnen ergänzen
die Leh*räfte ebenso wie Soüalarbeiterinnen und Sozialarbeiter. lntegrationsassisfenzen
unterstützen Kinder mit Behinderungen.

Alle allgemeinen Schulen sollen dazu befähigt werden, sich zu öffnen und mit der
Verschiedenheit aller Schtilerinnen und Sch(tler konstruktiv umzugehen. Die Verwirl<lichung
eines grundsätzlichen Wahlrechts des sonderpädagogischen Förderoftes muss mit einer
deutlichen Verfesserun g der Rahmenbedingungen einheryehen

Auch Föfierschulen können eine inklusive Schu/e für Knder mit und ohne Behinderungen
werden.

Bei der Verwirklichung ernes inklusiven Schulsystems darf es nicht zu weiteren
Vezögerungen kommen. Die von der Landesregierung ins Leben gerufenen
Kompetenzzentren werden entsprcchend eines lnklusionsplans in die Entwicklung
einbezogen.
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Der Landtag fordert die Landesregierung aü:

t unter intensiver Einbeziehung aller Beteiligten (Kommunale Spitzenvebände,
Ersatzschulträger, Landschaftsverbände, Sozialversicherungs- und Soziathilfeträger,
Krchen, EItem, Lehreruetbände, weitere gesellschafrlicher Kräfte) und mit
wssenschafrficher .Begleitung eine Weiterentwicklung der sonderpädagogischen
Förderung zur Umsetzung der lJN-Konvention im schulischen Bereich voninehmen;

. ein Transformationskonzept zur Weiterentwicktung der sonderpädagogischen
Förderung in NRW zu entwickeln, mit dem Zie!, den sondeipaaagoliscnen
Förderbedart in den Regelschulen zu gewähdeisten;

. die personellen und finanziellen Rahmenbedingungen fi)r einen schrittweisen Ausbau
des Gemeinsamen Untenichts an allen Sehulformen zu schaffen und in einem
I nklusionsplan möglichst zeitnah dazulegen,

. eine entsprechende Fortbildungsinitiative aufzulegen;

. Schu/en und Schulträger aktiv beider Einrtcftung des Gemerhsamen lJntenichts und
von integrativen Lemgruppen zu beraten und zu unterstützen;

o 'eine 
lnitiative zur Beförderung der A4zeptanz des Gemeinsamen Unterrichts an allen

Schulformen und in der Öffentlichkeit aufzutegen,
o den Kommunen einen vedässlichen Ressourcan- und Zeitrahmen zu geben für

kom m u na le I n kl u siort spläne i m Rah men ih re r Sch u le ntwickl u ngspl an u ng,
. einen Entwurt für ein umfassendes /nkluslbnsgesetz für alle Lebensberciche

vorzulegen."

Dieser Anderungsantrag der Fraktion Oei fOp wurde bei.Enthaltung der Fraktion der CDU
und Ablehnung durch die Fraktionen von SPD, BüNDNIS 90/DlE GRÜNEN und DIE LINKE
bei Zustimmung durch die beantragende Fraktion abgelehnt.
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Anderunosvorschlao der Fraktionen vbn CDU. SPQ und BÜNDNIS golDlE GRÜN.EN

"U N-Konvention zur I nkluslon i n der Sclrule umsdhen

Seit 2009isf drb LJN-Konvention tJber die Rechte von Menschen mit Behinderungen auch für
Deutschland verbindlich. Alle Bundesländer stehen vor der Aufgabe, ihre Schulgesetze
entsprcchend der neuen gesetzlichen Grundlage weiter zu entwickeln und zu lankretisieren.
Die UN-Konvention fordert - auch wenn dies in der deutschen Übersetzung nicht
berücksichtigt wurde - ein ,,inclusive education sysfem". Ein solches inklusives
Bildungssystem unterscheidef sich von einem irttegrativen Sysfem. Die integrative
Pädagogik strabt die Eingliederung der Schülerlnnen und Schüler mit Behinderungen an.
Eine inklusive Pädagogik hingegen softiert erst gar nicht aus. lnklusion bedeutet, dass
Strukturen und Didakti? von vomherein auf die Unterschiedlichkeit der Schübrtnnen und
Schüler und individuelles Fördem und Fofiem ausgerichtet sind. Notwendig ist deshalb eine
Neuoiientierung in der sonderpädagogischen Förderung, die die gegenwärtige integrative
Phase als Überyangrsphase zu einem inklusiven Bildungssyslems des gemeinsamen
Lemens bis zum Ende der Pflichtschulzeit betrachtet.

Menschen mit Behinderungen haben einen Anspruch auf volle Teilhabe an der Gesellschafr.
Vonussetzung und Hement dieser Teilhabe ist ihre lntegration in das allgemeine
Schulwesen.

Seit Jahnehnten setzen sich Htem von Kndern mit Behinderungen nachdrtlcklich dafür ein,
dass deren Zugehörigkeit zur Gesellschaft anefuannt und ihnen die volle Teilhabe am
lJnterricht der allgemeinen Schule ermöglicht wird. Wir wollen, dass der unwürdige
Bgftelgang der Eltem um einen lntegrationsplatz ein Ende hat. Knder brauchen den
Rechfsansp ruch auf I nklusion.

Ein gemeinsamer llnterricht wirl<t srbh posr{ir auf die l-er.sfungs- und lntelligenzentwic4lung
der Schüleinnen und Sch(Jler mit sonderpädagogischem Förderbedarf aus und fördert die
sozialen Kompetenzen aller Schüteinnen und Schitler.

Es rcf desha lh notwendig, die individuelle Förderung in derSchufe im Sinne der lnklusion sa
umzugestalten, dass alle Schüleinnen und Schüler in den allgemeinen Schulen optimal
gefördert werden können. Dabei muss sichergestellt wetden, dass bei der
sonderpädagogischen Förderung von Schülerinnen und Schülern kein Qualitätsverlust
eintritt. Die Ressoarcen und die Kompetenzen der Fachkäfle dar Förderschulan mtlssen
erhatten und weiterentwickelt und schittweise in die atlgemeinen Schulen tJbertührt werden.
Sle sol/en dabeiTeil des Kollegiums seln.

Die attgemeine Schule ist der RegelfüderorL Ettem können weiterhin fttr ihr Rnd eine
Förderschule wählen. Eine Vemetzung mit den lnklusions-F.achverbänden und
Elteminitiativen soll eine fachgerechte Eltembentung gewähfleisten.

Ertordertich ist dazu auch eine Fortbildungsoffensive in der Lehrcrtoftbildung: AIle Lehrkräfte
sollen Kinder und Jugendliche mit sehr unterschiedlichen Lemvomussetzungen unterstützen
können, aberweiterhin braucht es speziallsiefte Förderlehrkräfte, die mit ihrcn besonderen
Kenntnissen die Lemprozesse yon Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen begleiten
und andere Lehfträfte hiein anleiten. Schulpsychologen und Schulpsychologinnen ergänzen
die Lehrkräfte ebenso wie Sozialarbeiteinnen und Sozialarbeiter. lntegnfionsassisfenzen
unterstützen Knder mit Behinderungen.
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Alle allgemeinen Schulen sollen dazu befähigt werden, sich zu öffnen und mit der
Verschiedenheit aller Schillefinnen und Schüler konstruhtiv umzugehen. Die Verwirklichung
des Rechfsanspruches der Schüleriinen und Schüler mit Behinderungen muss mit einer
deutlichen Verbesserung der Rahmenbedingungen einhergehen.

Auch Füderschulen Rönnen eine inklusive Scfiu/e fllr Knder mit und ohne Behinderungen
werden.

Bei der Verwirklichung eines inklusiven Schulsystems darf es nicht zu weiteren
Venögerungen kommen.

Der Landtagfordert die Landesregierung auf:

t unter intensiver Einbeziehung aller Beteiligten (Kommunale Spitzenverbände,
Ersatzschulträger, Landschaftsverbände, Sozialversicherungs- und Sozialhilfeträger,
Krchen, Htem, Lehreruerhände, weiterc gesellschaftlicher Kfifte) und mit
wissenschaftlicher Begleitung eine Weitercnfuicklung der sonderpädagogischen
Förderung zur Umsetzung derUN-Konvention im schulischen Bereich vorzunehmen;

. ein Trcnsformationskonzept zur Weiterentwicklung der sonderpädagogischen
Förderung in NRW zu entwickeln, mi! dem Ziel, die sonderpädagagische Föderung
in den Regetschulen zu gewährleisten;

r die personellen und finanziellen Rahmenbedingungen für einen schrittweisen Ausbau
des Gemeinsamen Unterrichts an allen Schulformen zu schaffen und in einem
lnklusionsplan möglichst zeitnah darzulegen,

o eine entsprechende Fortbildungsinitiative aufzulegen;
o Schulen und Schulträger aktiv bei der Einrichtung des Gemeinsamen Untenichts und

von integrativen Lerngruppen zu beraten und zu unterstützen;
. eine Initiative zur Befötderung der Al<zeptanz des Gemeinsamen Unterrichts an allen

Schutformen und in der Öffentlichkeit aufzulegen,
. den Kommunen nach Ermittltmg der Kosten einen verlässlichen Ressourcen- und

Zeitrahmen zu geben für kommunale lnklusionspläne im Rahmei ihrer
Sch u I e ntwickl u ng s plan ung.

. Der Landtag geht davon aus, dass die Landesregierung über den schulischen
Bereich hinaus einen Entwurf für ein umfassendes /nklusionsgesetz für .alle
Lebenshereiche varlegt,"

Der Anderungsantrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und
BÜNDNIS goiDlE GRÜNEN und DIE LINKE gegen die Stimmen der Fraktion der FDP
angenommen.

Wolfgang Große Brömer
- Vorsitzender'


